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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Kreisverbände Offenbach-Stadt und -Land

Presseerklärung vom 15. Mai 2006

„Unterrichtsgarantie Plus“: Qualifizierte und fest angestellte Lehrkräfte zur Abdeckung der Stundenausfälle werden von der Schulaufsicht und der Landesregierung nicht gewünscht

Im Rahmen der genannten „Unterrichtsgarantie Plus“ sollen Schulen eigene Mittel für Vertretungsunterricht bekommen. Einige Schulen in Stadt und Kreis Offenbach beschlossen daraufhin, mit den Geldern, über die sie ja selbstständig verfügen sollen, qualifizierte Lehrkräfte auf Angestelltenbasis zu beschäftigen. Damit wollten sie die unterrichtliche Qualität und Kontinuität sicherstellen. Genau dies wurde ihnen nun vom Staatlichen Schulamt untersagt. Offensichtlich soll die kurzfristige Beschäftigung von Personen, die keine Lehrbefugnis haben und die nur auf Honorarbasis entlohnt werden, mit aller Macht durchgesetzt werden.
Die Kreisvorstände der GEW Offenbach-Land und Offenbach- Stadt nehmen dazu wie folgt Stellung:

Nachdem die in den letzten Jahren versprochene Unterrichtsgarantie an hessischen Schulen gescheitert ist, schiebt die hessische Landesregierung die so genannte „Unterrichtsgarantie Plus“ nach. Mit ihr wird ein weiteres Mal versprochen, dass keine Stunde mehr ausfallen werde.

Zurzeit werden zur Vertretung bei langfristigen Ausfällen von Lehrkräften Mittel für BAT-Verträge im so genannten „Freien Stellenaufkommen“ bereitgestellt. Diese Mittel sind so unzureichend, dass trotzdem Unterricht nach der garantierten Stundentafel ausfallen muss. Im nächsten Schuljahr sollen nun jeder Schule pro Lehrerstelle 1000 Euro für Vertretungsunterricht zur Verfügung gestellt werden. Für eine Gesamtschule mit 50 Stellen Lehrerzuweisung wären dies 50.000 Euro, für eine kleinere Grundschule mit 10 Stellen nur 10.000 Euro pro Jahr. Das „Freie Stellenaufkommen“ für Vertretungsverträge auf BAT-Basis soll hingegen gekürzt werden.

Der durchschnittliche Unterrichtsausfall an hessischen Schulen beträgt 9%. Etwa 4 % werden durch Krankheit verursacht, 5% sind auf Ausflüge, Betriebspraktika, Schüleraustausch oder anderen Vorhaben zurückzuführen. Mit den 50.000 Euro für die oben als Beispiel genannte Gesamtschule könnte nur eine zusätzliche Stelle finanziert werden. Zur Vertretung eines Unterrichtsausfalls von 9% wäre aber die Finanzierung von vier weiteren Lehrerstellen nötig. Die im Rahmen von „Unterrichtsgarantie Plus“ zur Verfügung gestellten Mittel reichen also nicht ansatzweise aus, um den tatsächlichen Stundenausfall auszugleichen.

Dennoch will diese Landesregierung mit diesen zu geringen Mitteln in Zukunft ausfallende Stunden verhindern. Sie plant möglichst billige Honorarkräfte einzustellen, die nach den jetzt geltenden Gesetzen gar keine Lehrbefähigung haben. Gedacht wird an Studenten, arbeitslose Akademiker, Mütter oder Väter, die nicht berufstätig sind, und an pensionierte Lehrerinnen und Lehrer, die oft wegen Erkrankungen ihren Dienst aufgeben mussten. Diese „Vertreter“ sollen in einem „Pool“ verpflichtet werden, ausfallende Lehrkräfte auf telefonischen Abruf sofort zu ersetzen. Die Organisation und die Verantwortung für diesen unterfinanzierten „Pool“ sollen die Schulleiterinnen und Schulleiter für ihre Schulen vor Ort übernehmen. Fallen in Zukunft Stunden aus, so wird der „Schwarze Peter“ den einzelnen Schulen von der Regierung zugeschoben werden.

Den Schulgemeinden ist klar, dass es eine unerfüllbare Aufgabe ist, für diese so genannte „Unterrichtsgarantie Plus“ geeignete und allzeit bereite Personen zu finden. Vielen Schulleitungen und Personalvertretungen wäre es lieber, ihr Budget für feste Verträge mit zuverlässigen und mit zwei Staatsexamen geprüften Lehrkräften zu verwenden. Dies lehnt die Justitiarin des Staatlichen Schulamts im Auftrag der Dienstaufsicht und des Kultusministeriums jedoch ab und verlangt die Billiglösung durch die Bildung eines „Pools“ von Honorarkräften. Die können aber weder Kontinuität noch Qualität garantieren!

Die GEW-Kreisverbände Offenbach-Stadt und Offenbach-Land setzen sich ein für eine Unterrichtsgarantie, die keine Stunde nach der Stundentafel des Hessischen Schulgesetzes ausfallen lässt. Eine Unterrichtsgarantie, die die Bildungsqualität sichert, erfordert eine um 9 % erhöhte Lehrerzuweisung für jede Schule in Hessen. Die vom HKM geplante Flickschusterei mit schlecht bezahlten, nicht ausgebildeten und überforderten Honorarsöldnern lehnen wir ab. Wir fordern die Einstellung qualifizierter Lehrerinnen und Lehrer mit festen Verträgen!

